Forderungen der UOKG zur Verbesserung der SED-Unrechtsbereinigungsgesetze

1. Die besondere Zuwendung für Haftopfer muss eine echte Anerkennung der Leiden aller politisch Verfolgter werden. Daher muss die Regelung fallen, welche die besondere Zuwendung nur denjenigen gewährt, die mindestens sechs Monate in politischer Haft waren und wirtschaftlich bedürftig sind. 
Die besondere Zuwendung sollte allen Opfern der politischen Verfolgung in der DDR offenstehen.

2. Die Beweislastverteilung bei der Anerkennung haftbedingter Gesundheitsschäden muss  geändert werden. Bis die Antragssteller aber die Ausgleichsleistungen endlich erhalten, haben sie oft einen jahrelangen zermürbenden Kampf gegen die Bürokratie hinter sich. Denn die Antragssteller müssen den Zusammenhang zwischen Haft und Gesundheitsschaden selbst beweisen. Die hierfür notwendigen psychologischen Begutachtungen sind aber für Menschen, die einmal ein Stasi Verhör erleben müssen, nicht ohne weiteres zu ertragen. Viele erleiden hierdurch eine Retraumatisierung, bei vielen verschlimmert sich das Krankheitsbild.

3. Wir wollen, dass Verfolgtengruppen, die bislang nicht oder nur unzureichend von den SED-Unrechtsbereinigungsgesetzen umfasst sind, einbezogen werden. Namentlich sind dies Zersetzungopfer, Zivildeportierte, Opfer von politisch motivierten Zwangsadoptionen und Zwangsausgesiedelte, in Haftanstalten geborene Kinder sowie Kinder und Jugendliche, die aus sachfremden oder politischen Gründen in Jugendhilfeeinrichtungen eingeliefert worden waren.


4. Wir wollen, dass die Fristen für die Rehabilitierungsanträge ersatzlos gestrichen werden. 

Im Übrigen steht die UOKG hunderprozentig hinter den Forderungen der Opfer der Bodenreform

